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dem heutigen dichten Fahrzeugverkehr, daß der Fahrzeug­
führer nur dann auf ein Stehenbleiben des Fußgängers 
vertrauen darf, wenn er die begründete Gewißheit, z. B. 
durch Blickzuwendung (Blickkontakt), gewonnen hat, daß 
der Fußgänger stehenbleiben wird und das Fahrzeug erst 
passieren läßt. Ist diese Gewißheit nicht begründet, kann 
er sich im Falle einer Kollision mit dem Fußgänger nicht 
auf den Vertrauensgrundsatz berufen.

Auf den Vertrauensgrundsatz kann sich auch derjenige 
Verkehrsteilnehmer nicht stützen, der als Unfallverursa- 
cher schuldhaft Pflichten verletzt. Das gilt z. B. für/ den 
Fahrzeugführer, der mit überhöhter Geschwindigkeit fährt 
und glaubt, daß der vor ihm die Straße von links nach 
rechts überquerende Fußgänger seinen Weg ohne Zögern 
fortsetzen werde, so daß er an dessen Rückseite ungehin­
dert vorbeifahren könne, während der Fußgänger in Fehl­
einschätzung der Situation zurückspringt und vom Fahr­
zeug erfaßt wird. Gleiches trifft auch zu, wenn eine unklare 
Verkehrssituation dem Fahrzeugführer Anlaß zu beson­
derer Vorsicht und erhöhter Aufmerksamkeit gibt. Das ist 
z. B. der Fall, wenn ein Fahrzeugführer zwar nicht durch 
Blinkzeichen zu erkennen gibt, daß er nach links einbiegen 
will, er das Fahrzeug aber so führt, daß auf ein Einordnen 
geschlossen werden kann. In diesem Fall verbietet sich 
grundsätzlich ein sofortiges Überholen. Wird dennoch über­
holt und entsteht ein Unfall, weil der Überholte tatsächlich 
nach links abbiegt, kann sich der Überholende trotz des 
pflichtwidrigen Verhaltens des Überholten nicht auf den 
Vertrauensgrundsatz stützen. Daß dieser Umstand im Rah­
men der Strafzumessung Beachtung finden muß, ist eine 
andere Sache; die Anwendbarkeit des Vertrauensgrundsat­
zes wird davon nicht berührt.

Ein Verkehrsteilnehmer kann sich auch gegenüber sol­
chen Pflichtwidrigkeiten anderer Verkehrsteilnehmer nicht 
auf den Vertrauensgrundsatz berufen, die für die gegebene 
Verkehrssituation typisch sind und so häufig Vorkommen, 
daß er mit ihnen rechnen mußte. Fußgänger überqueren 
die Fahrbahn z. B. besonders bei Gedränge an Kreuzun­
gen häufig knapp neben den Begrenzungslinien (auch bei 
Fußgängerüberwegen) oder sehr unvorsichtig hinter bzw. 
vor einem haltenden öffentlichen Verkehrsmittel. Soweit 
Verkehrsteilnehmer nicht in speziellen Bestimmungen 
bereits zu erhöhter Vorsicht verpflichtet werden (z. B. 
durch § 19 Abs. 1 StVO), liegt dann ein Verstoß gegen die 
Grundregeln für das Verhalten im Straßenverkehr vor.

Der mit § 1 Abs. 2 StVO bezweckte Schutz von Kindern, 
hilfebedürftigen und älteren Personen schränkt die An­
wendung des Vertrauensgrundsatzes gegenüber pflichtwid­
rigen Verhaltensweisen dieser Verkehrsteilnehmer erheb­
lich ein. Es muß davon ausgegangen werden, daß weitge­
hend Zweifel an einem verkehrsgerechten Verhalten dieses 
Personenkreises begründet sind. Nur unter diesem Blick­
winkel ist zu prüfen, ob etwa ein völlig abnormes Ver­
halten vorliegt, das ausnahmsweise die Anwendung des 
Vertrauensgrundsatzes rechtfertigt. Im übrigen ist davon 
auszugehen, daß die Eigenschaft der betroffenen Personen 
erkannt wurde oder zumindest erkennbar war.

Pflichtwidriges Verhalten nach einem Verkehrsunfall

Die Strafverfolgung pflichtwidrigen Verhaltens nach einem 
Verkehrsunfall entspricht dem Grundgedanken, daß bei 
einem Verkehrsunfall — wie im übrigen bei anderen 
Unglücksfällen auch (§ 119 StGB) — jedermann den Ver­
letzten Hilfe leisten muß, und zwar unter weitestgehender 
Zurückstellung eigener Belange.21 Nur vereinzelt kommt es 
zu bewußten Verstößen gegen die Hilfeleistungspflicht und 
damit zur strafrechtlichen Verfolgung. Vorwiegend handelt 
es sich um alkoholbeeinflußte Unfallverursacher, die sich 
unter dem Eindruck der ungewollt herbeigeführten Situa­
tion und auf Grund des Schrecks darüber ihrer Verantwor­
tung entziehen wollen.

Dem hohen moralischen Gehalt pflichtgemäßen Ver­

haltens einem Verletzten gegenüber trägt die in der Recht­
sprechung entwickelte und praktizierte Informationspflicht 
Rechnung, die darin besteht, daß niemand den Unfallort 
verlassen darf, bevor er sich nicht Gewißheit darüber ver­
schafft hat, daß keine Person verletzt oder Hilfe nicht 
erforderlich ist. Die bloße Annahme, andere am Unfallort 
eintreffende oder anwesende Bürger werden die erforder­
liche Hilfe leisten oder bereits geleistet haben, kann nicht 
als Entschuldigung anerkannt werden.22 *

Hilfeleistungspflicht besteht selbst einem sterbenden 
Unfallverletzten gegenüber. Das bedeutet, daß auch bei 
erkennbar schwersten Verletzungen (z. B. offenem Schä­
delbruch) auf schnellstem Wege die dringende medizini­
sche Hilfe, das Rettungsamt oder der nächste erreichbare 
Arzt zu informieren sind, dem Verletzten Erleichterung 
verschafft werden muß bzw. erste Hilfsmaßnahmen zu 
erfolgen haben (z. B. sog. stabile Lage).

Erforderlich ist eine Hilfeleistung aber dann nicht, wenn 
der Verpflichtete Gewißheit darüber erlangt hat, daß bei­
spielsweise die Verletzung leicht ist, so daß der Verletzte 
ohne die Hilfe anderer Bürger eine medizinische Einrich­
tung aufsuchen kann, um sich dort versorgen zu lassen, 
oder wenn die Hilfe durch andere Personen geleistet wird.

Objektive Voraussetzung der Verpflichtung zur Hilfe­
leistung ist, daß eine solche überhaupt notwendig ist. Ist 
der Tod des Verletzten eingetreten, so endet damit auch 
die Hilfeleistungspflicht. Ist der Tod augenblicklich nach 
dem Unfall oder noch während des Unfallgeschehens ein­
getreten, ist eine Hilfeleistungspflicht gar nicht erst ent­
standen. Dann entsteht aber auch die bereits erwähnte 
Informationspflicht für den Unfallverursacher nicht, der 
sich ohne abzustoppen oder gar anzuhalten vom Unfallort 
entfernt hatte. Eine andere Auffassung würde zu einer 
unzulässigen Ausweitung der subjektiven Seite des Tatbe­
stands führen.

Entscheidend ist also, ob der Verstorbene zu dem Zeit­
punkt, als der zur Hilfeleistung Verpflichtete eine solche 
erbringen konnte, noch lebte, unabhängig davon, wann 
der Tod danach eintrat. Es bedarf daher exakter Angaben 
des Arztes über den Eintritt des Todes und der genauen 
Feststellung des Unfallzeitpunkts.

Der Hinweis auf den Umstand, daß der Verletzte we­
nige Minuten nach dem Unfall verstorben ist bzw. auch 
trotz medizinischer Hilfe verstorben wäre, befreit nicht 
von der Pflicht zur Hilfeleistung im Zeitraum davor. Da 
die Feststellung, ob der Tod bereits eingetreten war, oft 
kompliziert ist (das Vorhalten eines Spiegels vor den Mund 
oder das Abhören von Herztönen ist selten ein sicherer 
Beweis), bedarf es daher in der Regel der sofortigen Ein­
leitung von Hilfemaßnahmen.

Zu einigen Beweisfragen

Nicht selten räumt ein Unfallbeteiligter in seiner ersten 
Befragung nach dem Unfall eine höhere Fahrgeschwindig­
keit ein als zu einem späteren Zeitpunkt. Derartige erste 
Darstellungen sind keineswegs nur richtungweisende An­
haltspunkte für spätere Beschuldigtenvernehmungen. In 
der Beweisaufnahme können sie dem Angeklagten vor­
gehalten werden (davon wird zu wenig Gebrauch gemacht), 
und im Falle ihres Bestreitens bzw. des Nichterinnerns an 
diese Angaben kann darüber durch Vernehmung des ün- 
fallaufnehmenden Verkehrspolizisten, demgegenüber der 
Angeklagte sich geäußert hatte, Beweis erhoben werden.22 

Einlassungen unmittelbar nach einem Verkehrsunfall sind 
in der Regel weniger von Bestrebungen geprägt, das einen 
Straftatbestand objektiv verletzende Verhalten im ent­
schuldigenden Sinne zu interpretieren. Das verdeutlicht zu­
gleich stets die Notwendigkeit der kritischen Überprüfung 
unterschiedlicher Aussagen, insbesondere durch andere Be­
weismittel.24

Soweit es um die Aufklärung der gefahrenen Geschwin­
digkeit geht, können von Zeugen vorgenommene Schät-


